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Hinweis zur geschlechtergerechten Sprache:

In dieser Arbeit wird eine geschlechtergerechte Sprache verwendet, um die Vielfalt der Geschlech-
ter sprachlich sichtbar zu machen. Hierzu wird der Genderstern (*) eingesetzt, der alle Geschlechts-
identitäten einbezieht.

An einigen Stellen wird bewusst auf die Verwendung des Gendersterns verzichtet, wenn nach-
weislich ausschließlich Männer beteiligt waren oder wenn eine genderneutrale Formulierung den 
historischen Kontext verzerren würde. 
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Einleitung

1.  Urbane Ungleichheit als Verfassungsfrage

Zunehmend wird der Mangel an bezahlbarem Wohnraum für große Teile der städti-
schen Bevölkerung zu einer existenziellen Frage und verdrängt einkommensschwache 
Haushalte in sozial ungünstige Wohnlagen. Während teure Stadtviertel mit hoher 
Wohnqualität und einer guten Infrastruktur vornehmlich von einkommensstarken, 
bildungsnahen und kinderlosen Haushalten bewohnt werden, entwickeln sich andere 
Bezirke durch die sozioökonomische Benachteiligung ihrer Bewohner*innen sogar zu 
sozialen Brennpunkten.1 Dabei hat die Stadtsoziologie seit Langem bewiesen, dass der 
Wohnort in einem engen empirischen Zusammenhang zu Ungleichheiten im Bereich 
des Einkommens, der Bildung, der Gesundheit und der sozialen Mobilität steht.2 Der 
städtische Ausgrenzungsprozess kann daher als die räumliche Dimension sozialer Un-
gleichheit – als urbane Ungleichheit3 – verstanden werden und ist nicht nur in Deutsch-
land zu einer der drängendsten sozialen Fragen unserer Zeit geworden. Weltweit sehen 
sich Städte mit den Folgen knappen und unbezahlbaren Wohnraums konfrontiert und 
fast überall ist die städtische Wohnraumversorgung von erheblicher sozialer Ungleich-
heit geprägt.4 Im schlimmsten Fall manifestieren sich die Exklusionsprozesse einer Stadt 
sogar in der Entstehung von Wohnsiedlungen, in denen es an Elektrizität, fließendem 
Wasser oder grundlegender sanitärer Versorgung mangelt.5

Das globale Phänomen der urbanen Ungleichheiten hat auch eine verfassungsrecht-
liche Dimension. Führt man die politischen Debatten um urbane Ausgrenzungen auf 
ihre verfassungsrechtlichen Grundlagen zurück, offenbaren sich kontroverse Folgefragen 
über Art und Umfang des Sozialstaats, die Funktionen des Eigentumsrechts und das 
Verhältnis von Staat und Wohnungsmarkt. Verfassungen lassen sich als Ausdruck einer 
geteilten gesellschaftlichen Wertvorstellung verstehen und können der Politik wesent-
liche Strukturentscheidungen für die Verteilung von Ressourcen und die Gestaltung 
einer sozialen Ordnung vorgeben.6 Auch für die Gestaltung von Wohnsystemen und 

1  Farwick, Soziale Segregation in den Städten – Von der gespaltenen Gesellschaft zur gespaltenen 
Stadt, in: Baum (Hrsg.), Die Stadt in der Sozialen Arbeit, 2007, S. 111 ff.

2  Vgl. beispielsweise: El-Mafaalani/Kurtenbach/Strohmeier (Hrsg.), Auf die Adresse kommt es an, 
2015.

3  Keller/Klärner/Neef, Urbane Ungleichheiten – zur gesellschaftlichen Produktion und Gestalt räum-
licher Ungleichheitsstrukturen, in: Berger/Keller/Klärner/Neef (Hrsg.), Urbane Ungleichheiten, 2014, 
S. 7.

4  van Ham/Tammaru/Ubarevičienė/Janssen (Hrsg.), Urban Socio-Economic Segregation and Income 
Inequality, 2021.

5  Ebd.; vgl. zum Beispiel Johannesburg: Harrison/Gotz/Todes/Wray (Hrsg.), Changing Space, Chan-
ging City, 2014. 

6  Farahat, Transnationale Solidaritätskonflikte, 2021, S. 51. 
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die Bekämpfung wohnraumbezogener Ungleichheit wird das Verfassungsrecht daher 
relevant. Eine verfassungsrechtliche Untersuchung urbaner Ungleichheit berührt dabei 
unausweichlich die Frage, inwieweit das Verfassungsrecht den sozialen Status quo einer 
Verteilungsordnung schützt und inwieweit es einen tiefgreifenden sozialen Wandel er-
möglichen oder sogar befördern kann. Aus verfassungsvergleichender Perspektive hängt 
dies maßgeblich von der Ausgestaltung des verfassungsrechtlichen Eigentumsschutzes 
und den normativen Anforderungen des Grundrechts auf Wohnen ab. Darüber hin-
aus kommt urbanen Ungleichheitskrisen auch eine institutionelle Verfassungsdimension 
zu. Entscheiden Verfassungsgerichte im Kontext urbaner Ungleichheitskrisen über die 
Auslegung von Eigentumsgrundrechten oder über die Auslegung eines Grundrechts auf 
Wohnen, so treffen sie damit zugleich eine Aussage über die Gestaltung der jeweiligen 
Verteilungsordnung. Verfassungsgerichtliche Entscheidungen über Verteilungsfragen 
werfen somit immer auch Fragen der Gewaltenteilung auf: Welche Gewalt darf inwie-
weit über die Gestaltung einer Verteilungsordnung bestimmen? Oder präziser: Welche 
Verteilungsfragen sind durch den Gesetzgeber und welche durch ein Verfassungsgericht 
zu entscheiden? Diesen Fragen soll im Folgenden aus einer rechtsvergleichenden Pers-
pektive nachgegangen werden. Ziel der Studie ist es dabei, den Blick auf die Schnittstelle 
von Recht und Politik, Staat und Markt sowie Staat und Stadt zu werfen und zu analysie-
ren, wie Verteilungskonflikte um Wohnraum im Verfassungsrecht ausgetragen werden. 

2.  Gang der Untersuchung

Die vorliegende Studie untersucht, wie das Verfassungsrecht die Entstehung und Be-
kämpfung urbaner Ungleichheit prägt und wie Verfassungsgerichte diesen hochpoliti-
sierten Verteilungskonflikt bearbeiten. Dafür werden die deutsche und südafrikanische 
Verfassung miteinander verglichen. In beiden Ländern ist das Verfassungsrecht zu einem 
zentralen Bezugspunkt der wohnpolitischen Debatten geworden, die konkret adressier-
ten Verfassungsnormen unterscheiden sich aber: Während in Deutschland die Eigen-
tumsvorschriften der Art. 14 und 15 GG im Mittelpunkt der Debatten stehen, wird 
das Thema in Südafrika aus der Perspektive sozialer Grundrechte adressiert. Ziel der 
Dissertation ist es, diese unterschiedlichen Zugriffe auf Verteilungsungleichheit mitei-
nander zu vergleichen und zu untersuchen, was die verschiedenen Herangehensweisen 
voneinander lernen können. 

In einem ersten Kapitel werden hierfür zunächst die verfassungsrechtlichen Dimensio-
nen urbaner Ungleichheit rekonstruiert. Hierzu wird ein Analyserahmen entwickelt, der 
zum einen die Rolle von Verfassungen in der Festschreibung und Transformation urba-
ner Ungleichheit (materielle Dimension) erfasst und zum anderen die institutionellen 
Implikationen der verfassungsgerichtlichen Interpretationstätigkeit für den Gesetzgeber 
(institutionelle Dimension) berücksichtigt. 

Auf dieser Grundlage werden in einem zweiten Kapitel die Verfassungsnormen, die in 
Bezug auf urbane Ungleichheit in Deutschland (Art. 14, 15 GG) und Südafrika (Grund-
recht auf Wohnen aus Sec. 26 CRSA) mobilisiert werden, als zwei sog. verfassungsrecht-
liche Wohnregime erfasst. Auf Grundlage des Analyserahmens wird untersucht, ob und 
inwiefern beide Wohnregime auf die soziale Transformation der Wohnraumverteilung 
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gerichtet sind und inwiefern sich bei Auslegung der jeweiligen Verfassungsnormen Ge-
waltenteilungskonflikte ergeben können.

Das dritte Kapitel fokussiert sodann auf die Verfassungsgerichte. Es untersucht, ob 
und inwiefern die verfassungsgerichtliche Wohnraumrechtsprechung auf das transfor-
mative Potential der jeweiligen Wohnregime reagiert und inwieweit sie die institutionel-
len Implikationen der Verfassungsdeutung reflektiert. Ein Vergleich der deutschen und 
südafrikanischen Wohnraumrechtsprechung offenbart dabei zwei grundlegend verschie-
dene Grundrechtsverständnisse. Die deutsche Wohnraumrechtsprechung beruht durch 
ihren eigentumsrechtlichen Fokus auf einem abwehrrechtlichen Grundrechtsverständ-
nis, öffnet zugleich aber einen weiten Spielraum für sozialstaatliche Wohnungspolitik. 
Eine soziale Transformation urbaner Ungleichheit ist hier insoweit möglich, als sich die-
se in den verfassungsgerichtlich festgelegten Grenzen eines privateigentumsrechtlichen 
Verteilungsparadigmas bewegt. Demgegenüber bedient sich die südafrikanische Wohn-
raumrechtsprechung mit ihrem Fokus auf sozialen Grundrechten eines prozeduralen 
Grundrechtsverständnisses. Der Inhalt der Grundrechte bestimmt sich hier aus einem 
partizipativen Prozess, an dem die anderen Staatsgewalten sowie die Grundrechtsträ-
ger*innen selbst beteiligt sind. Dies schwächt zwar die normative Kraft transformativer 
Verfassungsgehalte ab, ermöglicht zugleich aber eine breite Partizipation an der Grund-
rechtsinterpretation und den damit einhergehenden Verteilungsentscheidungen. Die 
Grundrechte werden damit stärker demokratisiert.

Vor dem Hintergrund dieser unterschiedlichen Grundrechtsverständnisse erläutert 
das vierte Kapitel, welche Erkenntnisse die deutsche Verfassungsrechtswissenschaft aus 
einem Vergleich mit der südafrikanischen Wohnraumrechtsprechung ziehen kann. Eine 
Gegenüberstellung beider Wohnregime zeigt, dass die grundgesetzlichen Eigentumsvor-
schriften ihrer Natur nach mit sozialen Grundrechten vergleichbar sind und dass die 
deutsche Eigentumsdogmatik von einem demokratisierten Grundrechtsverständnis ler-
nen kann, wie es im südafrikanischen Kontext sozialer Grundrechte entwickelt wurde. 
Eine solche Re-Interpretation des Eigentumsgrundrechts als demokratisiertes, soziales 
Grundrecht trägt insbesondere zu einem besseren Verständnis der wirtschaftspolitischen 
Offenheit des Grundgesetzes aus Art. 15 GG bei. Die Vorschrift ermöglicht eine Verge-
sellschaftung von Wohnraum und eröffnet damit eine Perspektive für die grundlegende 
Transformation des privateigentumsrechtlichen Verteilungs-Status quo. Die Studie zeigt, 
dass ein demokratisiertes Grundrechtsverständnis, wie es bereits im Kontext sozialer 
Grundrechte etabliert ist, konkrete dogmatische Konsequenzen für die Auslegung des 
Art. 15 GG hat und damit nicht zuletzt die politischen Handlungsmöglichkeiten zur 
Eindämmung urbaner Ungleichheit beeinflusst.





I.  Verfassungsrechtliche Rekonstruktion urbaner Ungleichheit

Wo viele Menschen auf engem Raum zusammenkommen, treten die Strukturen und 
Konflikte einer Gesellschaft besonders deutlich hervor. Es ist daher gerade der dichte, 
städtische Raum, der uns Auskunft über das soziale Gefüge einer Gesellschaft geben 
kann. Friedrich Engels erkannte dies bereits Mitte des 19. Jahrhunderts, als er anhand 
der Entstehung und Expansion von Städten den Übergang der Feudalgesellschaft in 
eine Industriegesellschaft beschrieb.1 Seither ist die Stadt zunehmend in den Fokus der 
Wissenschaft gerückt und inzwischen sogar zum Gegenstand eines eigenen Forschungs-
feldes geworden: der Stadtsoziologie.2 Die Stadtsoziologie untersucht, wie sich soziale 
Verhältnisse in einer Stadt manifestieren und wie Städte ihrerseits das soziale Gefüge 
einer Gesellschaft beeinflussen.3 Ihre zentrale Erkenntnis ist es, dass die Struktur einer 
Gesellschaft immer auch die Gestalt einer Stadt prägt und dass umgekehrt die Gestalt 
von Städten darüber bestimmt, wie eine Gesellschaft strukturiert ist.4 Städte lassen sich 
damit als Spiegel und Brennglas gesellschaftlicher Verhältnisse und Konflikte verstehen.5 
Zusammengehörigkeit und Gemeinschaft schlagen sich hier ebenso nieder wie soziale 
Ungleichheit, Verdrängung und Ausgrenzung. 

Nirgends wird dies so deutlich wie im Bereich des städtischen Wohnens: Aufgrund 
der hohen Bevölkerungsdichte ist der Bedarf an Wohnraum in Städten besonders hoch, 
der Wohnbestand im Verhältnis hierzu aber besonders knapp. Konflikte um eine ge-
rechte Wohnraumversorgung werden daher vor allem in städtischen Gebieten sichtbar 
und können Aufschluss über die Verteilungsstrukturen und dominierenden Ordnungs-
vorstellungen einer Gesellschaft geben.6 Unter den Schlagworten der „urbanen Aus-
grenzung“, „Mieter*innenverdrängung“, „Wohnkrise“, „Unbezahlbarkeit des Wohnens“ 

1  Engels, Die Lage der arbeitenden Klasse in England [1845], in: Marx-Engels-Werke, Bd. 2, 1962, 
S. 225 ff.; Harth/Scheller/Tessin, Stadt und soziale Ungleichheit als zentrales Thema der Stadtsoziologie – 
Ein Überblick, in: dies. (Hrsg.), Stadt und soziale Ungleichheit, 2000, S. 16.

2  Vgl. insbesondere: Häußermann/Siebel, Stadtsoziologie, 2004, S. 12; Eckardt (Hrsg.), Handbuch 
Stadtsoziologie, 2012; Herrmann/Keller/Neef/Ruhne (Hrsg.), Die Besonderheit des Städtischen, 2011; 
zum Wohnen und zur Wohnsoziologie im Besonderen vgl.: Eckardt/Meier (Hrsg.), Handbuch Woh-
nungssoziologie, 2021.

3  Harth/Scheller/Tessin, Stadt und soziale Ungleichheit als zentrales Thema der Stadtsoziologie, in: 
dies. (Hrsg.), Stadt und soziale Ungleichheit, 2000, S. 16 (17); Kronauer/Siebel, Einleitung: Die Aktuali-
tät der Polarisierungsthese für die Stadtforschung, in: dies. (Hrsg.), Polarisierte Städte, 2013, S. 9.

4  Harth/Scheller/Tessin, Stadt und soziale Ungleichheit als zentrales Thema der Stadtsoziologie, in: 
dies. (Hrsg.), Stadt und soziale Ungleichheit, 2000, S. 16 (17).

5  Eckardt, Stadtsoziologie als transdisziplinäres Projekt, in: ders. (Hrsg.), Handbuch Stadtsoziologie, 
2012, S. 9.

6  Holm, Objekt der Rendite, 2022, S. 15; Aalbers/Christophers, Wohnen ins Zentrum der politischen 
Ökonomie stellen, in: Schipper/Vollmer (Hrsg.), Wohnungsforschung, 2020, S. 39 (51); zu den Ord-
nungsvorstellungen von Wohnsystemen im internationalen Vergleich siehe: Hoekstra, Divergence in 
European Welfare and Housing Systems, 2010, S. 14 ff.; Kemeny, Housing and Social Theory, 1992.
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oder der „Wohnungsnot“ wird der Streit um urbanen Wohnraum seit Jahrzehnten in der 
Öffentlichkeit ausgetragen und er ist dabei keineswegs ein rein deutsches Phänomen. 
Weltweit sehen sich Städte mit den Folgen knappen und unbezahlbaren Wohnraums 
konfrontiert und fast überall ist die städtische Wohnraumversorgung von erheblicher 
sozialer Ungleichheit geprägt.7 So sind es in erster Linie sozioökonomisch benachteiligte 
Haushalte, die im Konflikt um knappen Wohnraum chancenlos bleiben und in Milieus 
mit defizitärer Infrastruktur, besonderer Immissionsbelastung oder schlechter Wohnqua-
lität verdrängt werden.8 In manchen Ländern resultieren die Exklusionsprozesse einer 
Stadt sogar in der Entstehung von Wohnsiedlungen, in denen es an Elektrizität, fließen-
dem Wasser oder grundlegender sanitärer Versorgung mangelt.9 Während der mediale, 
politische und wissenschaftliche Fokus häufig auf ebendiesen Armutsvierteln liegt, sind 
es in der Regel allerdings einkommensstarke Haushalte, die am stärksten segregiert in 
extrem teuren Wohnlagen oder sog.  „Gated Communities“ leben.10 Diese räumliche 
Polarisierung von Städten entlang der wirtschaftlichen Stellung der Haushalte spiegelt 
die marktförmige Organisation einer Gesellschaft wider. Die Verteilung von Einkom-
men und Vermögen und die hierin enthaltenen Ungleichheiten erlangen im urbanen 
Wohnen also eine räumliche Dimension.11 

Die wohnraumbezogene Ungleichheit, die eng mit anderen Formen der sozialen Un-
gleichheit verknüpft ist und die sich insbesondere in Städten manifestiert, ist Gegen-
stand dieser Arbeit. Sie wird hier unter dem Begriff der urbanen Ungleichheit12 erfasst 
und soll aus einer verfassungsvergleichenden Perspektive untersucht werden. Verfassun-
gen lassen sich als normativer Rahmen einer politischen Gemeinschaft verstehen, der 
zu einem bestimmten Zeitpunkt als solcher akzeptiert wird und der Politik wesentliche 
Strukturentscheidungen für die Gestaltung einer sozialen Ordnung und die Verteilung 
von Ressourcen vorgibt.13 Auch für die Gestaltung eines Wohnsystems und die Bekämp-
fung wohnraumbezogener Ungleichheit wird das Verfassungsrecht daher relevant. Die 
vorliegende Arbeit fragt, wie das Verfassungsrecht die Entstehung und Bekämpfung 
urbaner Ungleichheit prägt und welche verfassungsrechtlichen Zugriffe sich im Umgang 
mit diesem hochpolitisierten Verteilungskonflikt herausgebildet haben. 

Ziel dieses ersten Kapitels ist es, globale Krisen der urbanen Ungleichheit als eine ver-
fassungsrechtliche Fragestellung zu reformulieren und dadurch einen Analyserahmen für 
den Rechtsvergleich zu entwickeln. Hierzu wird zunächst erläutert, inwiefern städtischen 
Wohnkrisen weltweit Strukturen der Ungleichheit zugrunde liegen (1.), die durch das 

7  Vgl. van Ham/Tammaru/Ubarevičienė/Janssen (Hrsg.), Urban Socio-Economic Segregation and 
Income Inequality, 2021.

8  El-Mafaalani/Strohmeier, Segregation und Lebenswelt, in: El-Mafaalani/Kurtenbach/Strohmeier 
(Hrsg.), Auf die Adresse kommt es an, 2015, S. 18 ff.

9  Vgl. zum Beispiel Johannesburg: Harrison/Gotz/Todes/Wray (Hrsg.), Changing Space, Changing 
City, 2014. 

10  El-Mafaalani/Strohmeier, Segregation und Lebenswelt, in: El-Mafaalani/Kurtenbach/Strohmeier 
(Hrsg.), Auf die Adresse kommt es an, 2015, S. 18 (21).

11  Keller/Klärner/Neef, Urbane Ungleichheiten – zur gesellschaftlichen Produktion und Gestalt 
räumlicher Ungleichheitsstrukturen, in: Berger/Keller/Klärner/Neef (Hrsg.), Urbane Ungleichheiten, 
2014, S. 7 f.

12  Begriff aus Berger/Keller/Klärner/Neef (Hrsg.), Urbane Ungleichheiten, 2014.
13  Farahat, Transnationale Solidaritätskonflikte, 2021, S. 51. 
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Verfassungsrecht reguliert werden. Auf dieser Grundlage wird in einem zweiten Schritt 
ein Analyserahmen entwickelt, der zum einen die Rolle von Verfassungen in der Kon-
servierung und Transformation urbaner Ungleichheit (materielle Dimension) beleuchtet 
und zum anderen die Funktion von Verfassungsgerichten in der Bearbeitung von Wohn-
konflikten erfasst (institutionelle Dimension)  (2.). Aus diesem Analyserahmen leiten 
sich abschließend die Länderauswahl und Methodik des Verfassungsvergleichs sowie der 
weitere Gang der Untersuchung ab (3). 

1.  Globale Wohnkrisen der urbanen Ungleichheit

Konflikte um städtischen Wohnraum beziehen sich im Wesentlichen auf die Frage, wer 
in einer Gesellschaft Zugang zu welchem Wohnraum erhält und nach welchen Regeln 
dieser verteilt werden soll. Vielfach manifestieren sich in der städtischen Wohnraumver-
sorgung soziale Ungleichheiten, die in Bezug auf Einkommen und Vermögen, aber auch 
in Bezug auf Bildung, Gesundheit, ethnischer Zuordnung oder Geschlecht bestehen. 
Umgekehrt erzeugt und verstärkt die Ungleichverteilung von Wohnraum ihrerseits so-
ziale Disparitäten und wirkt sich damit auf die sozialen Teilhabemöglichkeiten der Stadt-
bevölkerung aus.

Im Folgenden soll aufgezeigt werden, dass städtischen Wohnkonflikten weltweit eine 
Dimension sozialer Ungleichheit zugrunde liegt, die es rechtfertigt, von einem globalen 
Phänomen urbaner Ungleichheitskrisen zu sprechen. Zu diesem Zweck werden urbane 
Wohnkrisen zunächst aus einer politökonomischen Perspektive erklärt und als Vertei-
lungskonflikte beschrieben (a). Hierauf aufbauend wird dargelegt, inwiefern ebendiese 
Verteilungskonflikte weltweit soziale Ungleichheiten spiegeln und perpetuieren (b). Auf 
Grundlage dieser Erkenntnisse lässt sich im Ergebnis eine Arbeitsdefinition von urbaner 
Ungleichheit formulieren, die weltweit auf verschiedene Wohnkrisen anwendbar ist (c). 

a)  Die Wohnfrage als Verteilungsfrage: Zur politischen Ökonomie des Wohnens

Wie wir wohnen und wie Menschen in einer Gesellschaft mit Wohnraum versorgt wer-
den, hängt von verschiedensten kulturellen, sozialen, politischen, wirtschaftlichen sowie 
historischen Faktoren ab. Je nachdem, wo wir uns befinden, variiert die Art unseres 
Wohnens, die Verteilung und Verfügbarkeit von Wohnraum und die Form seiner Bereit-
stellung. Entsprechend unterschiedlich äußern sich daher auch Konflikte und Krisen, 
die in Bezug auf Wohnraum entstehen können (aa). So verschieden das Wohnen welt-
weit ausgeprägt ist, hat es dennoch eine Gemeinsamkeit: Es ist ein menschliches Grund-
bedürfnis und wird zugleich vielfach als Ware gehandelt.14 Wird Wohnraum knapp, 
entstehen weltweit Verteilungsfragen, die anhand dieser beiden Grundfunktionen re-
konstruiert werden können (bb). 

14  Schönig/Vollmer, Wohnfragen früher und heute, in: Schipper/Vollmer (Hrsg.), Wohnungsfor-
schung, 2020, S. 179 (180  f.); Schönig/Vollmer, Wohnungsfrage(n) ohne Ende und überall?!, in: dies. 
(Hrsg.), Wohnungsfragen ohne Ende?!, 2020, S. 7 (11).
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aa)  Facetten urbaner Wohnkrisen 

Die Verschiedenheit des städtischen Wohnens und die Bandbreite urbaner Wohnsyste-
me soll im Folgenden anhand von vier Fallstudien zu Johannesburg (1), Mumbai (2), 
Berlin (3) und New York (4) illustriert werden. Die vier Städte repräsentieren verschie-
dene Wohnsysteme, die unterschiedlichen historischen, (geo-)politischen, klimatischen 
und religiösen Rahmenbedingungen unterliegen. Durch diese exemplifizierende Heran-
gehensweise an das städtische Wohnen soll die Komplexität und Verschiedenheit ur-
baner Wohnsysteme veranschaulicht und die Notwendigkeit einer kontextorientierten 
(Rechts-)Analyse unterstrichen werden. Erst auf dieser Grundlage lassen sich anschlie-
ßend die gemeinsamen politökonomischen Grundlagen urbaner Wohnkrisen heraus-
arbeiten.

(1)  Rassifizierende Trennlinien: Johannesburg

Die Wohnraumversorgung Johannesburgs ist noch immer von den rassistischen Spaltun-
gen der Apartheid geprägt.15 Die sog. Politik der Rassentrennung ist zwischen 1948 und 
199116 insbesondere in der Stadtplanung realisiert worden, durch welche die weiße süd-
afrikanische Minderheit ohne Berührungspunkte zur Schwarzen Bevölkerung wohnen 
sollte. Hierfür hatte das Apartheidregime ab 1950 eigene Siedlungen an den Rändern 
südafrikanischer Städte errichtet, die ausschließlich von Nicht-Weißen Südafrikaner*in-
nen bewohnt werden sollten (Townships).17 Durch sog. Pufferzonen, wie Industriegebie-
te oder Bahntrassen, wurden diese Siedlungen von weißen Haushalten im Stadtinnern 
getrennt.18 In Johannesburg, der bevölkerungsreichsten Stadt Südafrikas, zeigt sich diese 
Stadtplanung bis heute. Dicht besiedelte Townships (wie Alexandra oder Soweto) wer-
den nach wie vor ausschließlich von Schwarzen Südafrikaner*innen mit geringem Ein-
kommen bewohnt. Zugleich liegen diese Townships nicht weit von den reichsten Vier-
teln Afrikas (wie z.B. Sandton) entfernt, in der ein Großteil der Bevölkerung weiß ist.19 
Bis in die 1980er Jahre hinein war es der Schwarzen Bevölkerung in Südafrika weder 
erlaubt, einer gut bezahlten Arbeit nachzugehen, noch privates Eigentum an innerstädti-
schem Wohnraum zu halten.20 Vielen Schwarzen Südafrikaner*innen fehlen daher auch 
heute die Mittel, eine Wohnung über den formalen Wohnungsmarkt zu beziehen. In 
Johannesburg hat sich daher ein großer informeller Wohnsektor etabliert.21 Das bedeu-

15  Everatt, Poverty and Inequality in Gauteng City-Region, in: Harrison/Gotz/Todes/Wray (Hrsg.), 
Changing Space, Changing City, 2014, S. 63 (64); Landmann/Badenhorst, Gated Communities and Spa-
tial Transformation in Greater Johannesburg, in: Harrison/Gotz/Todes/Wray (Hrsg.), Changing Space, 
Changing City, 2014, S. 215 ff.

16  Am 17.06.1991 wurde ein bedeutender Teil der Apartheidgesetze für ungültig erklärt. 
17  Vgl. den Group Areas Act 41 von 1950; Mackay, The Development of Housing Policy in South 

Africa in the Post Apartheid Period, Housing Studies (1996), S. 133 (134). 
18  Giraut/Vacchiani-Marcuzzo, Territories and Urbanization in South Africa, 2009, Glossary – Buffer 

Zone, S. 67.
19  Ballard/Hamann, Income Inequality and Socio-economic Segregation in the City of Johannesburg, 

in: van Ham/Tammaru/Ubarevičienė/Janssen (Hrsg.), Urban Socio-Economic Segregation and Income 
Inequality, 2021, S. 91 (93). 

20  Ebd. 
21  So wohnen in Gauteng - der Provinz um Johannesburg - über 20 % aller Haushalte in sog. in-

formellen Wohnsiedlungen. Landesweit liegt die Zahl bei 10 %. Marutlulle, A Critical Analysis of Hou-
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tet, dass viele Haushalte auf Unterkünfte ausweichen, die abseits staatlicher Planung und 
Regulierung gebaut, verkauft und vermietet werden. Im Ergebnis lässt sich die Wohnkri-
se in Johannesburg damit durch einen eklatanten Mangel an angemessenem Wohnraum 
charakterisieren, der in erster Linie Schwarze und einkommensarme Südafrikaner*innen 
betrifft und in informellen Wohnsiedlungen sowie Townships22 zum Ausdruck kommt.

(2)  Religiöse Trennlinien: Mumbai

Auch die indische Metropole Mumbai ist von enormen Gegensätzen geprägt. Während 
sich Immobilien einerseits durch eine hohe Qualität auszeichnen und für einkommens-
starke Haushalte gut zugänglich sind,23 leben andererseits geschätzt 60 % der Bevölke-
rung Mumbais in Slums.24 Diese bildeten sich erstmals im Zuge der Industrialisierung 
heraus, als Mumbai (damals noch Bombay) unter britischer Kolonialherrschaft zu einem 
Zentrum der Textilindustrie wurde. Aus ländlichen Gebieten zugezogene Arbeiter*innen 
ließen sich in der unmittelbaren Umgebung der Textilfabriken nieder, deren Infrastruk-
tur nicht auf die Größe der Wohnbevölkerung ausgerichtet war. In der Folge lebte ein 
Großteil der städtischen Bevölkerung in beengten Wohnverhältnissen ohne adäquate 
Wasser- und Abwasserversorgung.25 

Die stetig wachsende Stadtbevölkerung mit angemessenem Wohnraum zu versor-
gen, gestaltete sich gerade in Mumbai als besonders schwierig. Die Stadt liegt auf einer 
nur 20 km langen Halbinsel, wodurch Wohnraum in besonderer Weise begrenzt ist.26 
Die extreme Armut vieler Inder*innen führt außerdem dazu, dass einem Großteil der 
Stadtbevölkerung die Mittel fehlen, um Wohnraum auf dem formalen Wohnungsmarkt 
zu erwerben oder anzumieten. Auch in Mumbai hat sich daher ein großer informeller 
Wohnsektor etabliert.27 In ihm spiegelt sich auch heute die starke soziale Polarisierung 
der Stadt, die insbesondere entlang religiöser Linien verläuft. In Indien schwelen seit 
Jahrzehnten Konflikte zwischen der hinduistischen Mehrheitsbevölkerung und Musli-
men, weshalb muslimische Haushalte einer offenen Diskriminierung auf dem Arbeits- 

sing Inadequacy in South Africa and its Ramifications, Africa’s Public Service Delivery and Performance 
Review (2021), S. 1 (2, 10).

22  Townships müssen nicht zwangsläufig informelle Wohnsiedlungen sein. Viele südafrikanische 
Townships wurden im Verlauf der Jahrzehnte formalisiert, indem der Landbesitz der dort ansässigen 
Bevölkerung rechtlich anerkannt wurde.

23  Shaban/Aboli, Socio-Spatial Segregation and Exclusion in Mumbai, in: van Ham/Tammaru/
Ubarevičienė/Janssen (Hrsg.), Urban Socio-Economic Segregation and Income Inequality, 2021, S. 153 
(157 ff.).

24  Shaban, Ghettoization, Crime and Punishment in Mumbai, Economic and Political Weekly (2008), 
S. 68 (69); Deshmukh spricht demgegenüber von etwas über 40 %: Deshmukh, Conditions of Slum Popu-
lation of Major Sub-Urban Wards of Mumbai in Maharashtra, Voice of Research (2013), S. 34.

25  Die historisch gewachsenen Strukturen der Slums breiteten sich in den 1950er Jahren schließlich 
auf die gesamte Stadt aus, als Indien im Zuge seiner Unabhängigkeit einen großen Urbanisierungsschub 
erfuhr: Gruber/Kirschner/Mill/Schach/Schmekel/Seligman, Living and Working in Slums of Mumbai, Ar-
beitsbericht Nr. 36, Lehrstühle für Soziologie der Fakultät für Geistes-, Sozial- und Erziehungswissen-
schaften an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, April 2005, S. 7.

26  Ebd.
27  Deshmukh, Conditions of Slum Population of Major Sub-Urban Wards of Mumbai in Maharash-

tra, Voice of Research (2013), S. 34 (36).
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und Wohnungsmarkt ausgesetzt sind.28 Dies hat in Indien zu einer „Ghettoisierung“ der 
muslimischen Bevölkerung geführt, was sich insbesondere in Großstädten bemerkbar 
macht.29 Neben einem ausgeprägten informellen Wohnsektor und der dichten Wohn-
bebauung kennzeichnet sich die Wohnraumversorgung in Mumbai damit insbesondere 
durch interreligiöse Spaltungen.

(3)  Historische Ost-West-Trennung: Berlin

In Berlin gestaltet sich die Wohnraumversorgung deutlich anders. Im Vergleich zu Jo-
hannesburg und Mumbai ist die Stadt nicht nur kleiner und weniger dicht besiedelt,30 
sie zeichnet sich auch durch eine wesentlich bessere Infrastruktur und allgemeine Wohn-
qualität aus. Trotz dieser vergleichsweise guten Ausgangslage bestehen auch in Berlin 
wiederkehrende Konflikte um städtischen Wohnraum, die durch einen großen Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum weiter befeuert werden. So sind in deutschen Großstädten31 
die durchschnittlichen Angebotsmieten, d.h. die Mietpreise, die in öffentlich zugäng-
lichen Mietinseraten aufgerufen werden,32 allein zwischen 2013 und 2025 um 50 % 
gestiegen.33 In Berlin betrug der Preisanstieg in diesem Zeitraum sogar 75 %.34 Diese 
rasante Preisentwicklung hat zur Folge, dass urbaner Wohnraum vor allen Dingen für 
einkommensschwache Haushalte unbezahlbar geworden ist.35 Während wohlhabende 
Haushalte in Deutschland nur rund 16 % ihres Einkommens für die Bruttokaltmiete 

28  Shaban/Aboli, Socio-Spatial Segregation and Exclusion in Mumbai, in: van Ham/Tammaru/
Ubarevičienė/Janssen (Hrsg.), Urban Socio-Economic Segregation and Income Inequality, 2021, S. 153 
(161 f.).

29  Government of India, The Social, Economic and Education of the Muslim community of India, 
November 2006, S. 14; Shaban/Aboli, Socio-Spatial Segregation and Exclusion in Mumbai, in: van Ham/
Tammaru/Ubarevičienė/Janssen (Hrsg.), Urban Socio-Economic Segregation and Income Inequality, 
2021, S. 153 (162).

30  Berlin (3,7  Mio. Einwohner*innen und eine Dichte von 4.112/km², Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg, Zensus 2022, abrufbar unter: https://www.berlin-brandenburg.de/hauptstadtregion-
berlin-brandenburg/daten-und-fakten-zur-hauptstadtregion/) im Vergleich zu Mumbai (21,7  Mio. 
Einwohner*innen und eine Dichte von 28.185/km², World Population Review 2024: https://world  
populationreview.com/world-cities/mumbai-population) und Johannesburg (6,3 Mio. Einwohner*innen 
allerdings nur eine Dichte von 2.900/km², World Population Review 2024: https://worldpopulation 
review.com/world-cities/johannesburg-population); Onlinequellen zuletzt aufgerufen am 31.10.2025.

31  Städte mit über 100.000 Einwohner*innen.
32  Investitionsbank Berlin, Wohnungsmarktbericht, 2023, S. 73, abrufbar unter: http://www.ibb.de/

wohnungsmarktbericht (zuletzt aufgerufen am 31.10.2025).
33  Falck/Krause/Zamorski, Mieten – Wachstumshemmnis und sozialer Sprengstoff in den Großstäd-

ten?, ifo Institut für Wirtschaftsforschung München, ifo Schnelldienst 2025, Nr. 10, S. 4 (8 f.). 
34  Ebd.
35  Hans-Böckler-Stiftung, Ungleichheit – Mieten bringen viele an die Belastungsgrenze, Böckler Im-

puls 14/2017; Lebuhn/Holm/Junker/Neitzel, Wohnverhältnisse in Deutschland – eine Analyse der sozialen 
Lage in 77 Großstädten, Hans-Böckler-Stiftung, September 2017, S. 69 ff.; für eine genaue Aufschlüs-
selung der Mietbelastung nach Haushaltseinkommen siehe: Statistisches Bundesamt, Mieten, Mietbelas-
tung, Haushaltsgröße und Haushaltsnettoeinkommen vom 19.02.2024, https://www.destatis.de/DE/
Themen/Gesellschaft-Umwelt/Wohnen/Tabellen/tabelle-wo6-mieten-haushaltsnettoeinkommen.html 
(zuletzt aufgerufen am 31.10.2025).

https://www.berlin-brandenburg.de/hauptstadtregion-berlin-brandenburg/daten-und-fakten-zur-hauptstadtregion/
https://www.berlin-brandenburg.de/hauptstadtregion-berlin-brandenburg/daten-und-fakten-zur-hauptstadtregion/
https://worldpopulationreview.com/world-cities/mumbai-population
https://worldpopulationreview.com/world-cities/mumbai-population
https://worldpopulationreview.com/world-cities/johannesburg-population
https://worldpopulationreview.com/world-cities/johannesburg-population
http://www.ibb.de/wohnungsmarktbericht
http://www.ibb.de/wohnungsmarktbericht
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Wohnen/Tabellen/tabelle-wo6-mieten-haushaltsnettoeinkommen.html
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